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Tagesordnung: 
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3. Stand Verwaltungsreform  

4. BE Förderung von Alleinerziehenden im Land Berlin bündeln  

5. Stand Tarifanpassung 2025 bei Zuwendungsempfängern und Stand HH- Aufstellung 2026/207   

6. Leitbild für die Kooperation Jugendhilfe Schule – Fassung nach Abschluss der Beteiligung   

7. BE Leitbild für die Kooperation Schule – Jugendhilfe  

8. BE - Stellungnahme zur AV USE 

9. BE- Stellungnahme zur VV Schulische Inklusionsassistenz  

10. Benennung einer Vertretung des LJHA für die Gesamtstädtische Steuerungsrunde Schule- 
Jugendhilfe in der SenBJF  

11. Sonstiges 

 



 

Frau Berndt eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden.  
Frau Herms, Direktorin der Stiftung Pestalozzi-Fröbel-Haus stellt sich kurz vor und begrüßt die 
Anwesenden. 

Herr Hilke teilt mit, dass Frau Stappenbeck (III AbtL) und Herr Schulze (V AbtL) aufgrund der der 
laufenden intensiven Vorbereitung der am Donnerstag und Freitag stattfindenden Jugend- und 
Familienministerkonferenz nicht an der Sitzung teilnehmen können. 

 

Die Tagesordnung wird ohne Änderungen angenommen. Umstellung der TO nach Absprache 
während des Sitzungsverlaufs. TOP 3 wird auf TOP 10 gesetzt. 

 

Die Beschlussfähigkeit wird mit 14 stimmberechtigten Mitgliedern festgestellt. 

 

1. Aktuelles 

 

- Herr Hilke stellt kurz besondere Themen aus der TO der JFMK vor. Hierzu gehören, u. a. 
Inklusive Kinder- und Jugendhilfe, Kinder und Jugendliche mit komplexen Hilfebedarfen, 
Gute-Kita-Gesetz / KiTa-Qualitäts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz (KiQuTG). . 
 
Er informiert über den Sachstand zur Einführung des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (insb. zur Planung eines zentralen Ankunftszentrums auf dem ehem. Flughafen 
Tegel, wobei die Erstaufnahme von Unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (UmF) in 
Jugendhilfeeinrichtungen bestehen bleibt).  
Die derzeitigen Zugangszahlen von UmF sind unerwartet auf ein sehr niedriges Niveau 
gefallen und es sind entsprechende zügige Anpassungen im temporären Platzangebot 
erforderlich.    
 
Frau Schröter (SenBJF) gibt einen Überblick über die Gründung einer Berliner 
Selbstvertretung von jungen Menschen aus den stationären Einrichtungen der Jugend- und 
Eingliederungshilfe. Sie erklärt anhand einer Präsentation wie der inhaltliche Rahmen 
aussieht und verweist auf die rechtlichen Rahmenbedingungen der UN-
Kinderrechtskonvention. Die Berliner Selbstvertretung soll die Beteiligungsrechte von jungen 
Menschen stärken und soll ein einrichtungsübergreifendes Gremium sein. 
Einrichtungsbezogen gibt es bereits verschiedene Konzepte zu Beteiligungsrechten und 
Partizipation. 
 
Es erfolgt ein interessierter Austausch und Nachfragen im LJHA hierzu, wobei das Vorhaben 
auf umfassende Zustimmung des LJHA trifft. Frau Schröter weist dabei darauf hin, dass es 
sich um einen neuen und innovativen und somit lernenden und sich anpassenden Prozess 
handeln wird.   
 
Am 13.09.2025 wird eine Großveranstaltung zur Gründung des Stellvertretergremiums in der 
SFBB mit dem Titel „Schlossforum“ stattfinden. Die konstituierende Sitzung des 
Selbstvertretergremiums ist für Oktober 2025 in der SenBJF geplant, in der die 
Rahmenbedingungen und Arbeitsinhalte abgestimmt werden. 



 

 
Die Ergebnisse der Gründungsphase werden erneut im LJHA vorgestellt werden. 

 

 

- Herr Hilke informiert zur neuen Klub-App. Nähere Informationen werden zeitnah hierzu an 
alle Mitglieder des LJHA versandt werden. 

 

- Frau Kriebel weist auf die Umsetzung des Start-Chancen-Programms hin. Hier steht noch das 
angekündigte Info- Schreiben zur Einbeziehung von freien Trägen an der Umsetzung des SCP 
aus. Herr Hilke erklärt, dass – nicht nur für Berlin – sich noch unerwartete Fragen im 
Finanzierungsreglement ergeben haben, die für dieses Schreiben unmittelbar relevant sind. 
Die Kolleginnen und Kollegen des Schulbereichs arbeiten mit Hochdruck an der Klärung, die 
letztlich auch bundesweite Bedeutung haben wird.  
 

- Frau Engel fragt nach dem Sachstand der Änderungen im Kita-FÖG. Dies wird als TOP auf die 
nächste TO des LJHA gesetzt. 
 

- Frau Brychcy spricht die Kürzungen im Bereich des Praxislernens an. Dies werde auch im 
Abgeordnetenhaus thematisiert werden. In diesem Zusammenhang erfolgt ein kurzer 
Austausch zur der Situation im Bereich der Jugendberufshilfe nach § 13 SGB VIII. Hier besteht 
Besorgnis bezüglich der Entwicklung der Finanzierung und Belegung von Angeboten und dass 
die JBH nicht den Stellenwert einnimmt, den sie benötigt. 

 

TOP 2 Protokolle 

Die Protokolle vom 

 20.11.2024 (redaktionelle Änderung vorgenommen) 

 18.12.2024 

19.02.2025 (redaktionelle Änderung vorgenommen) 

19.03.205 

wurden einstimmig angenommen. 

 

 

TOP 4 BE Förderung von Alleinerziehenden im Land Berlin bündeln 

 

Frau Engeln und Herr Wischnewski stellen die Beschlussempfehlung des UA Familie und 
Familienpolitik vor. 

 

 



 

Der Landesjugendhilfeausschuss empfiehlt dem Abgeordnetenhaus von Berlin und dem Senat von 
Berlin, das „Berliner Landesprogramm zur Verbesserung der Infrastruktur für Alleinerziehende“ statt 
unter der Zielsetzung von Gleichstellung in der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, 
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung für den thematisch fundierten Kontext der Förderung von 
Alleinerziehenden als Familienform neu in die Senatsverwaltung Bildung, Jugend und Familie zu 
verorten.  

Die Informations- und Vernetzungsstellen, die vor Ort Beratung zu Möglichkeiten der 
Kindertagesbetreuung, Umgang mit Scheidung und Trennung, bei Wohnungssuche, in Vorfällen 
häuslicher Gewalt und anderen Themen anbieten, sind als Angebotsform von Familienarbeit zu sehen. 
Die Organisation des Landesprogrammes mit einer möglichen Zielsetzung von Gleichstellung ist 
nachvollziehbar, dennoch für den thematischen Kontext der Förderung von Alleinerziehenden als 
Familienform zu kurz gegriffen. Die örtlichen Angebote, als auch die programmunterstützenden 
Koordinierungsstellen sind für ihre Wirkungskraft im Referat Familie der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie nachhaltiger verortet. Begründung: 

In der Sitzung des Unterausschuss Familienpolitik am 18.9.2024 wurde das Berliner Landesprogramm 
zur Verbesserung der Infrastruktur für Alleinerziehende vorgestellt. Das in der Senatsverwaltung für 
Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung verortete Programm 
überzeugte inhaltlich mit verschiedenen Angeboten für Alleinerziehende, wie Gruppenangebote, 
Workshops und direkte Beratung in den Bereichen der Kindertagesbetreuung, häusliche Gewalt, 
Wohnungssuche, Trennung und Scheidung u.a. Themen. Die hierfür aufgestellten Anlaufstellen 
partizipieren von den landesweiten Koordinierungsstellen, die Netzwerkarbeit und 
Informationsveranstaltungen anbieten. Etablieren konnten sich die Koordinierungsstellen auf 
bezirklicher Ebene nach vorheriger Analyse von Angeboten und Bedarfen. 

Das Programm ist mit Haushaltsmittel von 2.200.000 € in 2024 und 2.270.000 € in 2025 eingeplant.  

Irritierend nimmt der Unterausschuss mögliche Doppelstrukturen zu Kenntnis. Die im 
Landesprogramm unterstützte Angebotsvielfalt und Netzwerksarbeit auf der Grundlage einer 
Förderung von Alleinerziehenden weist eine hohe Schnittfläche zu den Strukturangeboten und 
Aufgaben im Referat Familie der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie auf. 
Beratungsangebote für Alleinerziehende werden auch über die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie gefördert. Alleinerziehende gehören zu den klassischen Adressaten der Arbeit des 
Referates Familie. Die Organisation des Landesprogrammes mit einer möglichen Zielsetzung von 
Gleichstellung ist nachvollziehbar, dennoch für den thematischen Kontext der Förderung von 
Alleinerziehenden als Familienform zu kurz gegriffen.  

Der Unterausschuss rät im Sinne von Vermeidung von parallelen Arbeitsstrukturen und einer Erhöhung 
von Synergieeffekten zu einer Neuverortung des Landesprogrammes in die Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie. Die Themen und Beratungsfragen lassen zu, das Programm hier zu seinem 
Vorteil besser platziert zu wissen. 

Dafür: 14 / Dagegen: 0 /Enthaltungen: 0 

 

Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen worden.  

 

TOP 5. Stand Tarifanpassung 2025 bei Zuwendungsempfängern und Stand HH-Aufstellung 
2026/2027 



 

Frau Berndt kritisiert, dass seit 8 Monaten keine Aussage über den Stand der Tarifanpassungen für 
2025 getroffen werden. Sie stellt die Unsicherheit in der Jugendhilfelandschaft dar und fordert die 
SenBJF auf endlich zeitnah den Träger die dringend erforderliche Handlungssicherheit zu geben. 
Herr Hoyer weist darauf hin, dass Leistungsangebote ggf. reduziert werden müssten und die 
Beschäftigten stark verunsichert sind.  

Herr Hilke führt dazu aus, dass SenBJF die schwierige Lage bewusst sei, es aber noch keinen neuen 
Sachstand zu den Tarifmitteln gibt.  Allgemein ist sogar von einer sich in 2026/2027 verschärfenden 
Haushaltslage – siehe auch neue Steuerschätzung – auszugehen. Der Eckwert für den Einzelplan ist 
bei SenFin abgeben und die Rückmeldung (Revision) von SenFin wird abgewartet (wird Ende Mail 
erwartet). 

Frau Brychcy weist darauf hin, dass insb. die Tariffrage im AbgH thematisiert werden wird und es 
dazu ebenfalls eine schriftliche Anfrage geben wird.  

Vor der Sommerpause soll es einen Termin mit den Vorsitzenden der bezirklichen 
Jugendhilfeausschüsse geben, bei dem auch die Lage in den Bezirken thematisiert werden soll. 

 

6. Leitbild für die Kooperation Jugendhilfe Schule – Fassung nach Abschluss der Beteiligung 

Herr Hänsgen stellt das Leitbild in Form einer Präsentation vor (liegt dem Protokoll als Anlage bei) 

Herr Hoyer bedankt sich für den LJHA bei Herrn Hänsgen für diese Arbeit. 

 

TOP 7: BE Leitbild für die Kooperation Schule – Jugendhilfe 

Herr Hänsgen stellt die Beschlussempfehlung für den UA Gesamtstädtische Jugendhilfeplanung und 
Haushalt vor. 

 „Leitbild für die Kooperation Jugendhilfe und Schule“ 

(in der Fassung vom 13.05.2025) und bittet die Senatorin für Bildung, Jugend und Familie dieses 
gemeinsam mit der Vorsitzenden des Landesjugendhilfeausschusses im Rahmen des „Pädagoginnen-
Tages“ am 27.06.2025 zu unterzeichnen. Das Leitbild ist die Grundlage für eine verlässliche, 
abgestimmte Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule mit dem Ziel, die Bildungs- und 
Entwicklungschancen aller Kinder und Jugendlichen nachhaltig zu stärken. 

Begründung: 

Der Landesjugendhilfeausschuss hat bereits in seiner Sitzung am 16.06.2023 einen Beschluss gefasst, 
ein Leitbild für die Kooperation Jugendhilfe und Schule in Berlin zu erarbeiten. Am 22.04.2024 fand 
dazu ein Leitbild-Workshop statt, in dem Vertreterinnen und Vertreter von freier und öffentlicher 
Jugendhilfe, Schule verschiedener Schularten, aus Politik und Verwaltung Grundsätze für ein solches 
Leitbild erarbeitet haben. 

Der auf Grundlage des Workshops erarbeitete Entwurf wurde in einen weiteren breiten 
Beteiligungsprozess gegeben. Er wurde der Arbeitsgemeinschaft Berliner öffentliche Jugendhilfe (AG 
BöJ), dem Beirat des Landesprogramms Jugendsozialarbeit an Berliner Schulen, dem Dachverband 
Berliner Kinder- und Schülerläden (DaKS) e.V., den Jugendhilfeausschüsse der Berliner Bezirke, dem 
Landesjugendhilfeausschuss, dem Landesjugendring (LJR), dem Landesschulbeirat, der 
Landesvereinigung kulturelle Jugendbildung (LKJ), der Liga der Wohlfahrtsverbände, der operative 



 

Schulaufsicht sowie der AG „Menschen mit Behinderungen“ der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie, dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen zur Stellungnahme und Gelegenheit 
zu Ergänzungen übermittelt. Der Entwurf wurde unter Berücksichtigung der Rückäußerungen 
angepasst. 

Das Leitbild ist als breitgefasstes Verständnis der partnerschaftlichen Zusammenarbeit zu verstehen, 
welches als „lebendes“ Leitbild auch in der Zukunft in Hinblick auf Entwicklung der 
Rahmenbedingungen weiterentwickelt werden soll. 

Nach erfolgter Unterzeichnung ist das Leitbild in geeigneter Weise bekannt zu machen und ein 
angemessenes Verfahren der Implementierung zu finden. 

 

Dafür: 13 / Dagegen: 0 / Enthaltungen: 0 

Der Beschluss wurde einstimmig angenommen. 

 

8. BE – Stellungnahme zur AV USE 

Frau Kriebel und Herr Wischnewski stellen den BE für die Unterausschüsse Gesamtjugend-
hilfeplanung und Haushalt sowie Jugendarbeit, außerschulische Jugendbildung und 
Jugendsozialarbeit vor. Es wird auf den engen Zusammenhang mit der VV Schulische 
Inklusionsassistenz verwiesen. 

Es erfolgt ein kurzer Austausch zu dieser Thematik. Auch wenn die Zielsetzung der AV 
uneingeschränkt zu begrüßen ist, seien die fachlichen Hinweise für eine gelingende Regelung wichtig.   

Die dem LJHA vorliegenden Stellungnahmen des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen – 
Email von Frau Loos vom 20.05.2025 - sowie die Stellungnahme der Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderung sind als solche gesondert SenBJF zugegangen und sind als solche von 
SenBJF einzubeziehen und zu würdigen, sind aber nicht unmittelbar Gegenstand der heutigen 
Beschlussfassung. 

Herr Hilke bestätigt dies und erklärt, dass eine große Vielzahl an Stellungnahmen und Hinweisen als 
Ergebnis der Beteiligung eingegangen sein. Diese sind nur zu würdigen und es ist zu entscheiden, 
welche Änderungen am Entwurf der AV für eine gute und gelingende Regelung aufzunehmen sind.  

Ziel ist derzeit weiterhin, dass die AV zum neuen Schuljahr in Kraft tritt. 

 

Beschlussempfehlung der Unterausschüsse Gesamtjugendhilfeplanung und Haushalt sowie 
Jugendarbeit, außerschulische Jugendbildung und Jugendsozialarbeit: 

 

Ausführungsvorschriften zum Verfahren der Abstimmung bei der Unterstützung von Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderungen in Form ergänzender Leistungen im Rahmen der Eingliederungshilfe in 
der allgemeinbildenden Schule (AV USE) anpassen und Einheitlichkeit der Jugendhilfe im Bereich der 
Teilhabe für Menschen mit Behinderung und die von Behinderung bedroht sind in Berlin stärken 

Der Landesjugendhilfeausschuss möge beschließen: 



 

Der Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) begrüßt grundsätzlich das Ansinnen der Senatsverwaltung mit 
der AV USE, abgestimmte gesamtstädtische Verfahren zur Prüfung von Leistungen zur Teilhabe an 
Bildung von Kindern und Jugendlichen zu etablieren. Gleichwohl sieht der LJHA an zentralen Punkten 
Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarf, um eine praxistaugliche, zügige und rechtskreisübergreifend 
anschlussfähige Umsetzung sicherzustellen. 

Der Landesjugendhilfeausschuss empfiehlt der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie mit 
Blick auf den parallel im Anhörungsverfahren befindlichen Entwurf der VV Schulische 
Inklusionsassistenz die AV USE in mehreren Punkten anzupassen. Ziel ist es die 
Unterstützungsleistungen für die Kinder mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
„Emotionale und soziale Entwicklung“ während des Schulbesuchs verlässlich zu regeln, um ihre 
Teilhabe am Schulbesuch sicherzustellen. 

Der LJHA bittet die verantwortlichen Abteilungen der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie, hierfür schnellstmögliche Lösungsansätze zu erarbeiten und diese in die entsprechenden 
Gremien einzubringen und vorzuberaten. Dabei ist insbesondere die AG der Menschen mit 
Behinderungen frühzeitig zu beteiligen. 

Nach Auffassung des LJHA liegt die Zuständigkeit für die Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale Entwicklung“ die Unterstützung während des 
Schulbesuchs benötigen, unmittelbar bei den Teilhabefachdiensten der Bezirke. Daher ist es aus Sicht 
des LJHA essenziell, zügig ein Verfahren zu etablieren, das sicherstellt, dass diese Schülerinnen und 
Schüler tatsächlich durch die Teilhabefachdienste unterstützt werden, ohne dass ihre 
Erziehungsberechtigten aufwendige Verwaltungsverfahren durchlaufen müssen. 

1. Zentrale Anlaufstelle für Erziehungsberechtigte: 

Der LJHA hält es für zwingend erforderlich, dass in den Jugendämtern eine zentrale Anlaufstelle für 
Erziehungsberechtigte zur Teilhabe an Bildung geschaffen wird, an denen sie die Leistungen für ihre 
Kinder beantragen können. Die aktuelle Ausführungsvorschrift sieht für Leistungen nach § 112 SGB IX 
den Teilhabefachdienst vor, während für Leistungen nach § 35a SGB VIII der regionale 
sozialpädagogische Dienst zuständig sein kann. Dies führt zu Unklarheiten bei den Hilfesuchenden und 
erhöht den internen Koordinationsaufwand der Jugendämter. Daher bittet der LJHA um eine 
einheitliche Zuständigkeit des Teilhabefachdienstes für alle relevanten Leistungen zur Teilhabe an 
Bildung. Die Einheitlichkeit der Jugendhilfe sollte hier eine hohe Priorität genießen, auch im Hinblick 
auf einen Wohnortwechsel und damit verbundenen Fachzuständigkeiten. 

Der LJHA erwartet, dass Senatsverwaltung und Landesjugendamt ein bestmögliches Verfahren 
entwickeln und Familien durchgängig und verständlich durch den gesamten Prozess begleitet werden. 

Zudem weist der LJHA daraufhin, dass die Verfahrenslotsen im Rahmen des KJSG (Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz) 2021 genau für solche Aufgaben in das SGB VIII aufgenommen wurden und 
bittet darum, dass alle Berliner Jugendämter diese Stellen endlich rechtskonform besetzen und 
einsetzen. Der durch die Senatsjugendverwaltung gegebene Hinweis, es handle sich bei den 
Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII um eine befristete gesetzliche Regelung, womit die 
Verfahrenslotsen nicht dauerhaft zur Verfügung stehen, teilt der LJHA ausdrücklich mit Verweis auf § 
10 Abs. 4 nicht (s. dazu FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen: in § 10 Rn. 46, 9., vollständige überarbeitete 
Auflage 2022). 

  



 

2. Koordinierende Funktion des Teilhabefachdienstes: 

Der Teilhabefachdienst hat gemäß dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) eine zentrale koordinierende 
Rolle zu übernehmen. Dies umfasst die strukturierte Weitergabe von Informationen, die Koordination 
von Terminen und die aktive Unterstützung der Familien, ohne dass die Eltern diese Aufgaben 
selbstständig übernehmen müssen. Eine solche Koordination würde eine erhebliche Entlastung für die 
Erziehungsberechtigten darstellen und den gesamten Prozess voraussichtlich klarer gestalten. 
Verfahrenslotsen gemäß § 10b SGB VIII sind systematisch einzubinden, um Familien bei Antragstellung 
und -verfolgung bestmöglich zu unterstützen. 

3. Vorrang schulischer Maßnahmen: 

Der LJHA unterstützt den Vorrang schulischer Fördermaßnahmen (Schulische Inklusionsassistenz) im 
Entwurf. Dabei ist die Einhaltung der Leistungsverpflichtung der schulischen Inklusionsassistenz in 
Qualität und Umfang durch die Teilhabefachdienste zu überwachen. Gleichzeitig ist klarzustellen, dass 
Schülerinnen und Schüler einen Anspruch auf Teilhabe an Bildung gemäß § 112 SGB IX bzw. § 35a SGB 
VIII haben, der nicht durch Haushaltsmittel begrenzt werden darf. Das Jugendamt ist verpflichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen unabhängig von verfügbaren Mitteln zu gewähren. Zudem ist 
sicherzustellen, dass die Eingliederungs-hilfe auch den Ganztagsbereich der Schule umfasst und nicht 
nur die reine Unterrichtszeit, da die Schulen in Berlin Ganztagsschulen sind. 

4. Verfahrensoptimierung und Entlastung der Erziehungsberechtigten: 

Die Anspruchsprüfung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen Schule, Jugendamt und SIBUZ 
(Schulpsychologisches und Inklusionspädagogisches Beratungs- und Unterstützungs-zentrum). Um 
Verzögerungen und Unsicherheiten zu vermeiden, sind klare Zuständigkeiten und eine transparente 
Informationsweitergabe erforderlich. Der LJHA fordert zudem, dass Schülerinnen und Schüler 
zwingend in die Anspruchsprüfung einbezogen werden, da ihre Bedürfnisse und Einschätzungen für 
eine bedarfsgerechte Unterstützung entscheidend sind. Der LJHA fordert einfache Verfahrenswege 
und eine Reduzierung der administrativen Lasten für Erziehungsberechtigte. Die Abstimmungen 
zwischen den Behörden und die Antragstellung sind zu beschleunigen und zu vereinfachen. 

5. Monitoring und Qualitätssicherung 

Der LJHA empfiehlt, im Rahmen eines berlinweiten Monitorings die Umsetzung der AV USE, 
insbesondere die Bedarfserfüllung sowie die Zusammenarbeit der beteiligten Stellen regelmäßig zu 
erfassen und auszuwerten. Dabei ist unbedingt auf die Transparenz und Nachvollziehbarkeit für 
Erziehungsberechtigte sowie auf die Leistungen der Schule zu achten. Die Ergebnisse sollen zur 
Weiterentwicklung der Ausführungsvorschrift genutzt werden 

Dafür: 13 / Dagegen: 0 / Enthaltungen: 0 

Der Beschluss wurde einstimmig angenommen. 

 

  



 

9. BR zur VV Schulische Inklusionsassistenz 

 

Frau Kriebel und Herr Wischnewski stellen die BE vor. Es wird auf den engen Zusammenhang mit der 
VV Schulische Inklusionsassistenz verwiesen. 

 

 

Beschlussempfehlung der Unterausschüsse Gesamtjugendhilfeplanung und Haushalt sowie 
Jugendarbeit, außerschulische Jugendbildung und Jugendsozialarbeit: 

VV Schulische Inklusionsassistenz präzisieren und Verfahren zur Teilhabe für Kinder mit (drohender) 
Behinderung in Schule und Jugendhilfe einheitlich gestalten 

Der Landesjugendhilfeausschuss möge beschließen: 

Der Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) begrüßt grundsätzlich das Ansinnen der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie mit der VV Schulische Inklusionsassistenz, ein abgestimmtes 
gesamtstädtische Verfahren zur Prüfung und Gewährung von Leistungen zur Teilhabe an Bildung von 
Kindern und Jugendlichen mit Unterstützungsbedarf, insbesondere bei pflegerischem Bedarf zu 
etablieren. Ziel ist es, deren Teilhabe am schulischen Leben verlässlich abzusichern. 

Gleichwohl sieht der LJHA an mehreren Stellen Nachbesserungs- und Ergänzungsbedarf, um eine 
praxistaugliche, zügige und rechtskreisübergreifend anschlussfähige Umsetzung sicherzustellen. 

Der LJHA begrüßt, dass mit dem Entwurf eine Grundlage geschaffen wird, die die bereits seit Jahren 
ausgelaufene Verwaltungsvorschrift ablösen kann. Darin sieht er einen wichtigen Schritt hin zu mehr 
Handlungssicherheit für die zuständigen Ämter, die Unterstützungsstrukturen und die Praxis. 

1 Klärung der Zielgruppe und Erweiterung 

Der LJHA begrüßt die Definition der Zielgruppe der schulischen Inklusionsassistenz. Sie umfasst 
Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen, gemäß § 99 SGB IX sowie solche mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf gemäß schulrechtlichen Regelungen. Auch Kinder und 
Jugendliche mit lang andauernden erheblichen Beeinträchtigungen, etwa chronischen Erkrankungen 
wie Diabetes werden einbezogen. 

2 Klarstellung zur schulischen Inklusionsassistenz im Ganztagsbereich und Hinweis auf gleichzeitige 
Gewährung von Hilfe gemäß der SchüFöVO 

Der LJHA begrüßt, dass die schulische Inklusionsassistenz auch bei außerunterrichtlichen Aktivitäten, 
einschließlich der ergänzenden Förderung, Schülerfahrten und Ferien, gewährt wird. Diese Klarstellung 
ist zentral, um die vollständige Teilhabe der betroffenen Kinder an Ganztagsangeboten sicherzustellen. 

Gleichzeitig weist der LJHA darauf hin, dass Schulische Inklusionsassistenz nicht mit 
sozialpädagogischen Hilfen gemäß § 5 Abs. 2 SchüFöVO verrechnet oder verwechselt werden darf. 
Beide Leistungen adressieren unterschiedliche Bedarfe. 

2 Für die Umsetzung fordert der LJHA darum entsprechende Handreichungen und Klarstellungen für 
die Fachaufsichten der regionalen Schulaufsichten und für die Schulpsychologische und 
Inklusionspädagogische Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) bereitzustellen. 

 



 

3 Einbeziehung der pädagogischen Assistenz 

Der LJHA begrüßt besonders die Erweiterung des Anwendungsbereichs um pädagogische Tätigkeiten 
innerhalb der Inklusionsassistenz. Diese seit langem geforderte Unterstützung stellt eine nachhaltige 
Verbesserung dar, da sie pflegerische Hilfen sozialpädagogisch ergänzt und gezielt die soziale und 
emotionale Entwicklung der Kinder stärkt. Ziel ist es, das Wohlbefinden und die Selbstständigkeit der 
Kinder im schulischen und außerschulischen Alltag zu fördern. 

4 Einbindung der Erziehungsberechtigten 

Der LJHA begrüßt, dass Erziehungsberechtigte künftig von der Schule informiert werden, ob die 
Voraussetzungen für schulischer Inklusionsassistenz vorliegen und wie deren Umsetzung im 
Schulalltag erfolgt. Diese überfällige Regelung kann die Kommunikation zwischen Schule, Eltern und 
den zuständigen Ämtern deutlich verbessern. 

5 Benachteiligungen ab Jahrgangstufe 11 aufheben 

Der LJHA fordert den Berliner Senat auf die derzeitige Beschränkung der schulischen 
Inklusionsassistenz bis zur Jahrgangsstufe 10 aufzuheben. Schülerinnen und Schüler, die bis zur 10 
Jahrgangsstufe auf eine Assistenz angewiesen waren, benötigen diese auch über die 10. Klasse hinaus, 
bis zum Ende der Schulplicht (Jahrgangsstufe 11) oder bis zum Abschluss des jeweiligen Bildungsgangs. 
Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie wird aufgefordert, die Verwaltungsvorschrift 
entsprechend anzupassen und die Unterstützung auch für ältere Schülerinnen und Schüler 
sicherzustellen. 

6 Dringender Regelungsbedarf an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung / 
Autismus 

Der LJHA fordert eine zügige Klärung der Unterstützung für Schüler mit emotionalen und sozialen 
Bedarfen in Förderschulen nach 2026. Die Teilhabe dieser Schüler muss frühzeitig geklärt und 
sichergestellt werden. 

Der LJHA weist darauf hin, dass in den Förderschulen GE / Autismus und Lernen bislang Pflege- und 
Unterstützungsleistungen auch für Kinder und Jugendliche mit komplexem Hilfebedarf Kinder gewährt 
wurden. Diese Leistungen müssen nun ersetzt werden, da die aktuellen Zumessungsrichtlinien nicht 
ausreichen, um die Bedarfe mit der vorhandenen Lehrkraft- und Betreuer: innen-Ausstattung 
abzudecken. Eine unzureichende Berücksichtigung gefährdet die Bi-dungsteilhabe der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler. 

7 Zugang zur bedarfsgerechten Unterstützung gemäß § 35a SGB VIII 

Der LJHA nimmt zur Kenntnis, dass Schülerinnen und Schüler mit Autismus, Angststörungen oder 
anderen psychischen Belastungen Unterstützung ausschließlich über die Teilhabefach-dienste der 
Jugendämter erhalten (AV USE). Für Eltern ist der Zugang zu dieser Unterstützung häufig mit 
bürokratischen Hürden verbunden, die zu Verzögerungen führen können. Eine Vereinfachung des 
Antragsprozesses ist erforderlich, um eine schnelle und unbürokratische Hilfe für betroffene Kinder 
und Jugendliche zu gewährleisten. 

 

8 Sicherstellung der Kommunikation zwischen Erziehungsberechtigten, Schule, SIBUZ und 
Jugendämtern 

Die neue Ausführungsvorschrift (AV USE) soll klare Informationswege und weniger bürokratische 
Hürden für die Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen schaffen. 



 

Entscheidend bleibt die Effektivität der Kommunikation zwischen Schule, SIBUZ, Jugendämtern und 
Erziehungsberechtigten, um eine schnelle Unterstützung zu gewährleisten. Der LJHA fordert die 
Schaffung bedarfsgerechter und vereinfachter Antragsverfahren, um den Rechtsanspruch auf Teilhabe 
an Bildung schnell und rechtskonform umzusetzen. 

9 Verfahren regelmäßig überprüfen und im Sinne der Schülerinnen und Schüler sowie ihren 
Erziehungsberechtigten regelmäßig verbessern 

Der LJHA begrüßt die in der VV eingebundenen Verfahren zur Beantragung, Prüfung, Bewilligung und 
Durchführung der schulischen Inklusionsassistenz, die Verbindlichkeit und Transparenz erhöhen. 
Besonders positiv ist die klare Festlegung von Verantwortlichkeiten und Abläufen, die den praktischen 
Aufwand minimieren sollen. Der LJHA bittet dennoch, die Verfahren regelmäßig mit der Praxis 
zusammen zu überprüfen, um ihre Effizienz und Anpassungsfähigkeit an sich verändernde Bedürfnisse 
sicherzustellen. 

10 Angepasste Tätigkeitsbeschreibung der schulischen Inklusionsassistenz (Anlage 1 VV schulische 
Inklusionsassistenz). 

Die Tätigkeitsbeschreibung der schulischen Inklusionsassistenz umfasst pflegerische und 
mobilisierende Hilfe sowie unterstützendes pädagogisches Handeln, z. B. bei Kommunikations-         
förderung und Handlungsstrukturierung. Weitere pädagogische Tätigkeiten wie Aufsichtspflichten sind 
nicht vorgesehen. Der LJHA würde es begrüßen, wenn die Senatsverwaltung die pädagogische 
Einbindung klarer definiert, um Unklarheiten zu vermeiden. 

11. Finanzierung, Leistungsverpflichtung und Monitoring sicherstellen 

Der LJHA fordert das Land Berlin auf, die aus der Umsetzung der Verwaltungsvorschrift entstehenden 
Bedarfe verbindlich und dauerhaft abzusichern. Die für Bildung zuständige Senatsverwaltung steht in 
der Pflicht, ihre übernommene Leistungsverantwortung für die schulische Inklusionsassistenz 
umfassend nachzukommen, gerade auch in den Fällen, in denen im Austausch mit dem 
Teilhabefachdienst gemäß AV USE ein zusätzlicher Bedarf im Sinne der Qualität, aber auch des 
Umfangs der Leistung, festgestellt wird. Solche Bedarfe sind auskömmlich zu finanzieren. 

Darüber hinaus empfiehlt der LJHA ein Monitoring einzuführen, das die Umsetzung der schulischen 
Inklusionsassistenz gerade mit Blick auf die Bedarfserfüllung evaluiert, um gezielt Weiterentwicklung 
zu befördern. 

 

Dafür: 14 / Dagegen: 0 / Enthaltungen: 0 

Der Beschluss wurde einstimmig angenommen. 

 

10. Benennung einer Vertretung des LJHA für die gesamtstädtische Steuerungsrunde Schule – 
Jugendhilfe in der SenBJF  

Herr Hänsgen hat sein Interesse an der Mitarbeit in der gesamtstädtischen Steuerungsrunde 
Kooperation Schule – Jugendhilfe bekundet. 

Abstimmung: 

Dafür: 12 / Dagegen: 0 / Enthaltung: 1 

Herr Hänsgen wurde vom LJHA als Vertreter in die o. g. Steuerungsrunde gewählt. 



 

Der LJHA bittet SenBJF die vorgesehene zweite Vertretung für die Träger der freien Jugendhilfe über 
einen Vorschlag der LIGA zu besetzen.  

 

TOP 3 Stand Verwaltungsreform 

Der TOP 3 wurde auf TOP 11 verschoben. Durch Ablauf der Sitzungszeit wird dieser TOP auf die 
nächste Sitzung vertagt. 

Herr Hilke bietet an, Drucksachen aus dem Abgeordnetenhaus zum 
Verwaltungsstrukturreformgesetz an die Mitglieder zu senden. 

 

 

11. Sonstiges 

Herr Wolansky lädt zur Filmpremiere am 26.05.2025, 14.00 Uhr ein, um sich den Film „Im Prinzip 
Familie“ anzusehen. 

Herr Härting stellt sich als neues Mitglied vor. 

 

Die Sitzung wird um 16:30 beendet. 

 

 

 

 


